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Brennstoffemissionshandel (BEHG) / Länderbeteiligung zum Entwurf eines "Dritten 
Gesetzes zur Änderung des BEHG" 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

vielen Dank für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Entwurf für ein „Drittes Ge-

setz zur Änderung des Brennstoffemissionshandelsgesetzes (BEHG)“.  

Bayern spricht sich − auch im Sinne einer 1:1-Umsetzung von EU-Recht − für eine 

Herausnahme der Sonderabfallverbrennung aus dem Anwendungsbereich des 

BEHG im Zuge des Dritten Gesetzes zur Änderung des Brennstoffemissionshan-

delsgesetzes aus. 

Begründung 

• Die Einführung des Brennstoffemissionshandelsgesetzes (BEHG) wurde von 

Bayern zur Erreichung von Klimazielen durch Senkung des Verbrauchs fossi-

ler Brennstoffe grundsätzlich unterstützt. Die Sonderabfallverbrennung dient 

jedoch im Hauptergebnis der Vernichtung des Schadstoffpotenzials gefährli-

cher Abfälle zum Schutz von Mensch und Umwelt; ein Brennstoffcharakter 

vergleichbar dem fossiler Brennstoffe ist nicht vorhanden. 
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• Oberstes Ziel der Sonderabfallentsorgung ist es, eine umweltgerechte Entsorgung − 

nicht vermeidbarer oder stofflich verwertbarer − Abfälle mit besonderem Gefahrenpo-

tenzial sicherzustellen. Diese Abfälle weisen beispielsweise toxische, krebserre-

gende, infektiöse oder explosible Eigenschaften auf. Die Sonderabfallverbrennung 

erfüllt somit eine unverzichtbare Funktion der Daseinsvorsorge und der industriellen 

Entsorgungssicherheit. 

• Die Folge der CO2-Bepreisung der Sonderabfallverbrennung ist eine Verteuerung der 

Entsorgung (nicht vermeidbarer und nicht verwertbarer) Abfälle mit besonderem Ge-

fahrenpotenzial, vor allem aus Industrie und Gewerbe. Bei einer alleinigen Belastung 

der Sonderabfallverbrennung mit einer CO2-Abgabe besteht für die deutsche Wirt-

schaft ein Standortnachteil. 

• Die Sonderabfallverbrennung ist im Emissionshandel auf europäischer Ebene (ETS) 

explizit nicht vorgesehen. Die Bepreisung im Rahmen des ETS sollte nicht durch nati-

onale Vorgaben übertroffen werden. 

 

Zudem sind aus Sicht des Bayerischen Staatsministeriums für Umwelt und Verbraucher-

schutz die thermischen Abfallbehandlungsanlagen aus dem BEHG herauszunehmen. 

Gleichzeitig sollte sich der Bund dafür einsetzen, die thermische Abfallbehandlung nicht in 

den europäischen Emissionshandel einzubeziehen. 

• Hauptzweck der thermischen Abfallbehandlung ist die Entsorgung der Restabfälle. 

Die Abfallverbrennung stellt damit einen wichtigen Bestandteil der Kreislaufwirtschaft 

dar. Ein Ersatz der Brennstoffe ist im Gegensatz zu anderen Anlagen nicht möglich. 

• Die Verteuerung der Entsorgung, die sich durch den Emissionshandel ergibt, trifft 

auch Rückstände aus Recyclinganlagen. Dadurch wird auch das Recycling verteuert. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. 

 
Ministerialrat 
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